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(4) Der Minister der Justiz wird beauftragt, eine Zu­
sammenstellung aller geltenden Straftatbestände außer­
halb des Strafgesetzbuches im Gesetzblatt zu veröf­
fentlichen und diese ständig zu ergänzen.

(5) Das Gesetz vom 15. Dezember 1950 zum Schutze 
des Friedens (GBl. S. 1199), das Gesetz vom 1. Septem­
ber 1964 über die Nichtverjährung von Nazi1- und 
Kriegsverbrechen (GBl. I S. 127) und das Gesetz vom 
13. Oktober 1966 zum Schutze der Staatsbürger- und 
Menschenrechte der Bürger der Deutschen Demokrati­
schen Republik (GBl. I S. 81) bleiben von der Regelung 
des Abs. 3 unberührt.

(6) In Bekräftigung der bestehenden Rechtslage sind 
Verbrechen gegen den Frieden, die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen, die vor dem Inkrafttreten des Straf­
gesetzbuches begangen wurden, weiterhin auf der 
Grundlage der völkerrechtlichen Vorschriften zu ver­
folgen. Die Strafen sind den entsprechenden Tatbestän­
den des 1. Kapitels des Besonderen Teils des Straf­
gesetzbuches zu entnehmen.

§ 2
Verwirklichung 

früherer Strafentscheidungen 
und Beendigung von Strafverfahren

bei Wegfall der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Eine vor Inkrafttreten des Strafgesetzbuches 
rechtskräftig ausgesprochene Strafe wegen einer Hand­
lung, für die nach Inkrafttreten des Strafgesetzbuches 
keine strafrechtliche Verantwortlichkeit mehr vorge­
sehen ist, wird nicht verwirklicht. Eine bereits begon­
nene Verwirklichung endet spätestens am Tage des 
Inkrafttretens des Strafgesetzbuches. Im Strafregister 
deswegen erfolgte Eintragungen sind zu tilgen. Eine 
wegen einer Übertretung ausgesprochene Geldstrafe 
wird auch nach Inkrafttreten des Strafgesetzbuches 
verwirklicht, wenn diese Handlung als Ordnungs­
widrigkeit oder Verfehlung verfolgt werden kann.

(2) Anhängige noch nicht rechtskräftig abgeschlos­
sene Verfahren wegen derartiger Handlungen sind 
spätestens mit Inkrafttreten des Strafgesetzbuches ein­
zustellen. Soweit für derartige Handlungen andere For­
men der Verantwortlichkeit vorgesehen sind, sind die 
dafür zuständigen Organe zu informieren. Diese ent­
scheiden in eigener Zuständigkeit über weitere Maß­
nahmen.

§3
Beendigung 

gerichtlich angeordneter Maßregeln 
der Sicherung und Besserung 

und der Polizeiaufsicht

(1) Eine rechtskräftig durch Gericht angeordnete, 
noch nicht oder nur teilweise vollzogene Unterbringung 
in einer Trinkerheilanstalt gemäß § 42c StGB vom 
15. Mai 1871 oder Einweisung in ein Heim für soziale 
Betreuung gemäß § 42d StGB vom 15. Mai 1371 endet 
spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten des Straf­
gesetzbuches. 2

(2) Eine rechtskräftig durch Gericht angeordnete Ein­
weisung in eine psychiatrische Einrichtung gemäß § 42b 
StGB vom 15. Mai 1871 wird nach den gesetzlichen Be­
stimmungen über die Einweisung und Aufnahme in 
psychiatrische Einrichtungen fortgeführt.

(3) Eine gemäß §38 StGB vom 15. Mai 1871 erkannte 
Polizeiaufsicht wird fortgeführt und endet spätestens 
zwei Jahre nach der Entlassung aus dem Strafvollzug.

§4
Änderung

der Verordnung über Aufenthaltsbeschränkung 
vom 24. August 1961

(1) Die §§ 1, 3 Abs. 2 und §4 der Verordnung vom 
24. August 1961 über Aufenthaltsbeschränkung (GBl. II 
S. 343) werden mit Inkrafttreten des Strafgesetzbuches 
aufgehoben.

(2) Die Dauer einer rechtskräftig gemäß § 3 Abs. 2 der 
Verordnung über Aufenthaltsbeschränkung angeord­
neten Arbeitserziehung beträgt höchstens zwei Jah.e 
ab Inkrafttreten des Strafgesetzbuches. Für die Been­
digung gelten die Vorschriften des § 45 Abs. 6 StGB in 
Verbindung mit § 352 StPO.

§5
V er jährungsf risten

(1) Die Verjährungsfristen der Strafverfolgung (§§ 1 
bis 84 StGB) finden auch auf die Straftaten Anwen­
dung, die vor dem Inkrafttreten des Strafgesetzbuches 
begangen wurden.

(2) Eine bereits vor Inkrafttreten des Strafgesetz­
buches eingetretene Verjährung nach §§ 66 bis 69 des 
Strafgesetzbuches vom 15. Mai 1871 bleibt erhalten.

§ 6

Anwendung
der Strafprozeßordnung für anhängige Strafverfahren

Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung finden 
auf alle zur Zeit ihres Inkrafttretens anhängigen Straf­
verfahren Anwendung.

§7
Militärstrafsachen

(1) Die im Strafgesetzbuch und der Strafprozeßord­
nung enthaltenen Bestimmungen über die Organe der 
gesellschaftlichen Rechtspflege finden für die gemäß § 4 
Abs. 2 der Militärgerichtsordnung den Kommandeuren 
übertragenen Aufgaben entsprechende Anwendung.

(2) Bei Verfahren vor den Militärgerichten sind die 
Militärgerichte den Kreisgerichten und die Militärober­
gerichte den Bezirksgerichten gleichgestellt.

(3) Die Untersuchungsführer der Militärstaatsanwälte 
sind den im § 88 Abs, 2 StPO aufgeführten Untersu­
chungsorganen gleichgestellt.

(4) Ist gemäß § 178 StPO über eine gerichtliche Ent­
scheidung abzustimmen, so stimmen die Richter ab­
weichend vom § 181 StPO nach dem Dienstgrad ab; der 
Dienstgradniedrigere stimmt vor dem Dienstgradhöhe­
ren. Bei gleichen Dienstgraden stimmt der jüngere 
zuerst. Die Schöffen stimmen vor den Berufsrichtern. 
Der Vorsitzende stimmt zuletzt.

(5) Bei Militärpersonen kann Untersuchungshaft auch 
angeordnet werden, wenn der dringende Verdacht


